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1866. — 3. Jahrgang. 


Bei dem nahen Schluß des Quartals erſuchen wir unſere Leſer um möglichſt zeitige 
Erneuerung des Abonnements für das vierte Vieteljahr dieſes Jahres. Zugleich bitten wir unſer 
Freunde nach Kräften für die moͤglichſt weite V erbreitung unſeres Blattes zu ſorgen. 


Die Machterweiterung Preußens. 


ie großen Thaten unſeres Heeres und dazu die 
btspertger Ege unſerer auswärtigen Politik haben 
uns mit ſtolzer Freude erfüllt. Sie waren ruhmvolle 
Beweiſe von der Kraft unſeres Volkes und unſeres 
preußiſchen Staates, und nur ein kräftiges und ſtarkes 
Volk vermag frei und glücklich zu ſein. Aber es könnte 
leider auch dahin kommen, daß alle Erfolge ſich 10 
nur als augenblickliche und hinfällige erwieſen und da 
unſere Freude über kurz oder lang ſich in Trauer ver⸗ 
wandelte. 

Dann würden wir bei der Erinnerung an die Siege 
dieſes Sommers nur noch der Trauer über unſere Ge⸗ 
fallenen gedenken, und ſchmerzliche Klage erheben über 
getäuſchte Hoffnungen, über zertretenes Recht und über 
den Ruin des Vaterlandes. 25 

Heute jedoch iſt die Hoffnung noch lebendig in 
unferen Herzen. Wir freuen uns noch des Sieges, 
nicht blos weil er ſo glänzend, ſo groß und gewaltig 
geweſen iſt. Wir leben noch der Meinung, daß dieſer 
Sieg ſich erweiſen wird als ein ſolcher, der für eine 
gute und gerechte Sache erkämpft worden iſt. 

Dach vergeſ en wir nicht, daß wir uns möglicher 
Weiſe auch täuſchen können, denn die Güte und Gerechtig⸗ 
keit der Sache, an welche wir heute noch glauben, werden 
wir mit voller Gewißheit erſt ſpäter, wir werden 
ſie erſt an ihren Früchten erkennen. 3 

„Aber“, fo antwortet wohl Dieſer und Jener, „aber 
die Früchte liegen ja ſchon offen vor unſeren Augen da. 
Wir müßten ja blind ſein, wenn wir fie nicht ſehen 
wollten. Hat uns doch der Sieg zwei große und faſt 
möchte man ſagen, unſchätzbare Dinge gebracht. Erſtens 
iſt Oeſterreich jo niedergeſchlagen worden, daß es auch 
beim böſeſten Willen ſobald nicht mehr den preußiſchen 
Staat und das deutſche Volk beſchädigen kann, wie es 


ſeit Jahrhunderten gethan hat. Zweitens werden wir 
nächſtens in der Geſetzſammlung leſen, daß Hannover, 
Kurheſſen, Naſſau, Frankfurt, Schleswig⸗Holſtein, Heſſen⸗ 
Homburg, und noch ein Paar Stücke Heſſen⸗Darmſtäd⸗ 
tiſchen und Bairiſchen Landes mit Preußen vereinigt ſein, 
und zwar mit Zustimmung beider Häuſer des Land⸗ 
tages. Dadurch iſt Preußen um mehr als 1300 Quadrat 
meilen und beinahe 4 Millionen Einwohner größer ge⸗ 
worden. Dazu liegen die neugewonnenen Gebiete ſo, 
daß wir gegen jeden Angriff, der uns etwa von Frank⸗ 
reich her oder von der Nordſee aus drohen ſollte, von 
jetzt an vollſtändig gerüftet ſein werden. Aber das nicht 
allein. Die noch übrig gebliebenen kleinen Staaten in 
Norddeutſchland und ſelbſt das Königreich Sachſen 
können ſich jetzt nicht mehr, wie vor ſechzehn Jahren, 
dem Norddentf chen Bundesſtaate unter preußiſcher Führung 
entziehen. Sie müſſen dem Könige von Preußen, wohl 
oder übel, die Militärhoheit in ihren Gebieten über⸗ 
laſſen und im Kriege wie im Frieden nach Verhältniß 
genau ebenſo viel Mannſchaft und Geld für unſer 
Heerweſen beiſteuern, wie wir. Ferner haben die Süd⸗ 
deutſchen Regierungen allen Halt an Oeſterreich verloren, 
und wie wenig ein großer Theil des Süddeutſchen 
Volkes bisher auch das 1 Weſen leiden mochte, 
einen neuen Rheinbund ſeiner Fürſten unter franzöſiſchem 
Schutze wird dieſes Volk doch immermehr zugeben, und 
ebenſo wenig wird es erlauben, daß ſeine Regierungen 
im Zoll⸗ und Handels⸗ und Verkehrsweſen ſich von uns 
trennen. So wird auch Süddeutſchland über kurz oder 
lang genöthigt fein, ſich ebenſo wie Sachſen, Oldenburg 
und Mecklenburg dem deutſchen Bundesſtaate anzu⸗ 
ſchließen und der preußiſchen Leitung ſich zu fügen. 
ı Somit iſt Preußen und das ihm verbündete Deutſchland 
ſo groß und mächtig geworden, daß wir keinen Feind 
mehr zu fürchten haben, weder Frankreich noch Rußland 
und am allerwenigſten Oeſterreich. Dazu haben wir an 


Itatien den ficherften Bundesgenoſſen, denn der neue 
italieniſche Freiheitsſtaat wird noch ſehr lange unſerer 
Freundſchaft bedürfen, damit er nicht von Frankreich fort 
und fort bevormundet oder gar von Oeſterreich wieder 
vergewaltigt werde. Darum ſtehen wir jetzt feſt und 
ſicher da, und werden ruhig und getroſt an die Feſt⸗ 
ſtellung unſerer inneren Angelegenheiten gehen. Wir 
haben Raum und Zeit gewonnen, um alle Mängel 
unſerer Verfaſſung, alle Gebrechen unſerer Geſetzgebung, 
alle Schäden der Verwaltung in Staat und Heer, in 
Kirche und Schule, in Kreis und Gemeinde heilen zu 
können. Keine Sorge um Abwehr fremder Gewalt, um 
Widerſtand gegen die Einmiſchung der fremden Mächte 
in unſere deutſchen Angelegenheiten kann jetzt wieder 
groß genug werden, um die pflichtmäßige Arbeit für 
beſſere Zuſtände in unſerem eigenen Lande zu hemmen 
und fruchtlos zu machen.“ 

So wird wohl mancher ſprechen. Wir aber werden 
dazu doch den Kopf ſchütteln und ihm antworten: 
„Lieber Freund, du ſprichſt ja nicht blos von dem, was 
wirklich ſchon errungen iſt, ſondern auch von gar vielen 
Dingen, die auf dem neugewonnenen Acker erſt noch 
11 werden ſollen. Es bedarf noch gar vieler Ar⸗ 
eit, ehe die Saat gereift iſt. Dazu iſt ſehr die Frage, 
ob der Samen, der bis jetzt ausgeſtreut wurde, auch 
wirklich ein fruchtbringender iſt. Wir haben erſt mit 
Gewalt genommen, was die Fürſten und ihre ebenſo 
reaktionären wie preußenfeindlichen Rathgeber uns in 
Güte nicht geben wollten. Wir hatten aber nur dann 
eine Recht, es zu nehmen, wenn wir nicht blos unſern 
eigenen Vortheil im Auge hatten, ſondern wenn wir 
vor allen Dingen die Pflicht erfüllen wollten, die dem 
preußiſchen Staate gegen das deutſche Volk obliegt. 
Nur wenn wir dieſe Pflicht erfüllen, ſorgen wir am 
beſten auch für das eigene Wohl. Das Volk in den 
übrigen deutſchen Staaten kann nicht auf eigenen Füßen 
ſtehen, wenn es ſich nicht mit Preußen auf das Feſteſte 
verbündet, und Preußen wiederum muß ſtets den ſchwer⸗ 
ſten und ungewiſſeſten Kämpfen für fein Daſein ent- 
gegenſehen, ſo lange die Kräfte des übrigen Deutſchlands 
ihm nicht zu Gebote ſtehen. Das natürlich ſieht jeder 
denkende Menſch, daß wir durch die jetzt überſtandenen 
Kämpfe die Macht gewonnen haben, deren jedes Volk 
bedarf, wenn es in ſeinem eigenen Lande ein freies und 
glückliches Daſein führen will. Aber die Macht, die mit 
dem Schwerte gewonnen wird, iſt eine ſehr gebrech⸗ 
liche und feindſelige Macht, wenn ſie von den 
Machthabern nicht gebraucht wird, um die Geiſter und 
die Herzen der Völker durch weiſe und redliche Arbeit 
für ihre Freiheit und ihr Glück zu gewinnen. Denn 
gar bald fällt jede Macht in den Staub, wenn ſie nur 
dazu dienen ſoll, um ein Volk zum Dienſte für den 
Vortheil eines einzelnen Mannes oder einer herrſchenden 
Klaſſe zu zwingen. 

Darum haben wir es ſo ſchmerzlich empfunden, daß 
in dieſen Tagen ſo viel davon die Rede iſt, daß Han⸗ 
nover und Heſſen und Naſſau nur durch das Recht der 
Eroberung an Preußen gekommen fein ſollen. Erobert 


allerdings haben wir dieſe Länder, aber die Eroberung 
an und für ſich ſelbſt iſt doch nur eine Gewaltthat, die 
niemals irgend ein neues Recht verleiht. Gewalt und 
Eroberung ſind nur berechtigt, wenn ſie dazu dienen ein 
Recht durchzufetzen, das wir ſchon vorher gehabt haben, 
und das man in Güte uns nicht hat gewähren wollen. 
Preußen aber hat für ſich und das deutſche Volk ſchon 
längſt die Pflicht, alſo auch das Recht gehabt, das ge⸗ 
ſammte Deutſchland zu einem ſtarken und freien Ge⸗ 
meinweſen zu vereinigen. Daß die Eroberung wirklich 
eine berechtigte geweſen iſt, wird ſich daher zeigen, wenn 
wir die eroberten Gebiete und die jetzt mit uns verbün⸗ 
deten Staaten mit uns zu einem Gemeinweſen verbin⸗ 
den, das durch Freiheit und Gerechtigkeit zuſammenge⸗ 
halten wird, und nicht durch die bloße Kraft des Mili⸗ 
tärs und der Polizei. Es genügt dazu nicht, daß u. A. 
auf die neuerworbenen Gebiete die preußiſche Ver⸗ 
faſſung übertragen wird. Vielmehr muß auch die Vor⸗ 
ausſetzung erfüllt werden, unter der am 3. September 
das Indemnitätsgeſetz von unſern freiſinnigen Abgeord⸗ 
neten angenommen wurde. Denn wenn die preußiſche 
Verfaſſung einen wirklichen Werth für uns und un⸗ 
ſere neuen Staatsgenoſſen haben ſoll, dann müſſen auch 
alle die Geſetze gegeben und alle die Einrichtungen ein⸗ 
geführt werden, welche dieſe Verfaſſung ja ſchon vor 
länger als ſechszehn Jahren uns 1 hatte. Vor 
Allem aber muß es unmöglich gemacht werden, dieſe 
Verfaſſung jemals anders auszulegen und zu handhaben, 
als in ihrem wahren und wirklichen Sinne. Sollten 
wir dagegen das Unglück haben, daß die Verfaſſung für 
uns und für unſere neuen Staatsgenoſſen ihre Einwir⸗ 
kung auf die Staatsangelegenheiten nicht ſtärker fell 
hervortreten laſſen, als dies ſeit vier Jahren bei uns ge⸗ 
ſchehen iſt, dann freilich würden alle unſere Hoffnungen 
zerknickt werden, würden alle unſere Befürchtungen ſich 
verwirklichen, und die neu gewonnene Macht des 
preußiſchen Staates würde bei dem nächſten 
Sturme zerbrechen wie ein morſcher Baum. 
Aber wir ſehen nicht mit ſo trübem Blicke in die Zu⸗ 
kunft; wir erwarten vielmehr, daß Volk und Regierung 
durch die neu gewonnene Macht ſich zur weiſen Erfül⸗ 
lung ihrer größeren und umfaſſenderen Pflichten nicht 
vergebens werden mahnen laſſen. Wehe aber dem 
Lande und uns allen, wenn es nicht geſchieht!“ 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat in ſeiner Sitzung 
vom 7. d. Mts. die ſogenannte Annexionsvorlage mit 
ſehr großer Maforität an genommen. Dieſelbe lautet nach 
dem Vorſchlage der Kommiſſion: F 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc., verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer 
des Landtags, was folgt: 2 

§. 1. Das Königreich Hannover, das Kurfürſtenthum 
Heſſen, das Großherzogthum Naſſau und die freie Stadt 
Frankfurt werden in Gemäßheit des Art. 2 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde für den preußiſchen Staat mit der preußiſchen Mo⸗ 
narchie für immer vereinigt. 

§ 2. Die preußiſche Verfaſſung tritt in dieſen Landes⸗ 
theilen am 1. October 1867 in Kraft. Die zu dieſem Be⸗ 


hufe nothwendigen Abänderungs-, Zuſatz⸗ und Ausführungs⸗ 
Beſtimmungen werden durch beſondere Geſetze rigen 
§ 3. Das Stantsminifterium wird mit der Ausführung 
des gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 

leich darauf brachte der Miniſterpräſident folgenden Ge⸗ 
jeg-Entwurf, betreffend die Vereinigung der Herzog ⸗ 
thümer Holſtein und Schleswig mit der preußi- 
ſchen Monarchie ein. . 5 , 
$ 1. Die Herzogthümer Holftein und Schleswig, mit 
Ausnahme eines durch Vertrag mit dem Großherzog von 
Oldenburg näher zu beſtimmenden Gebietstheils, werden mit 
der preußiſchen Monarchie auf Grund der am 30. October 
1864 zu Wien zwiſchen Preußen und Oeſtreich einerſeits und 
Dänemark andererſeits, und am 23. August 1866 in Prag 
zwiſchen Preußen und Oeſtreich abgeſchloſſenen Friedensver⸗ 

äge vereinigt. RN 
mis 2. Wee preußiſche Verfaſſung tritt in dieſen Landes⸗ 
theilen am 1. October 1867 in Kraft. Die 8 dieſem Be⸗ 
hufe nothwendigen Abänderungs⸗ und Zuſatz⸗Beſtimmungen 

werden durch beſondere Geſetze feſtgeſtellt. f 

§ 3. Das Staatsminiſterium wird mit der Ausführung 
des gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. Urkundlich unter Un⸗ 
ſerer höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Kö⸗ 
niglichen Inſiegel. . 

Da der Geſetzentwurf ſich der angenommenen Vorlage 
wegen Einverleibung Hannovers, Kurheſſens, Naſſaus und 
Frankfurt a. M. anſchließt, fo ift feine Annahme unzweifel⸗ 

t 


aft. 

Am Dienſtag und Mittwoch hat das Abgeordnetenhaus 
ſich mit dem Wahlgefetz für den Reichstag des Norddeut⸗ 
ſchen Bundes beſchäftigt. 

Die Debatte war ſehr lebhaft, ſie drehte ſich beſonders 
um die Frage der Kompetenz des künftigen Parlaments, um 
die Sicherung der Redefreiheit der Mit lieder deſſelben. 
Schließlich wurde das Geſetz nach dem Vorſchlage der Kom ⸗ 
miſſion angenommen. ; 

So iſt denn jetzt das Prinzip der allgemeinen, gleichen 
und direkten Wahl mit geheimer Stimmabgabe anerkannt. 
Auch die konſervativen Abgeordneten haben dafür geftimmt. 
Dieſer Sieg demokratiſcher Grundſätze ſcheint uns ein mäch⸗ 
tiger Wendepunkt in unſerer ſtaatlichen Entwickelung zu ſein. 


Das Herren haus hat die Geſetzentwürfe über die Er⸗ 


theilung der Indemnität, ſo wie über die Einverleibung Han⸗ 


novers ꝛc. in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes ange ⸗ 
nommen. 

Von den Kommiſſionsberathungen iſt beſonders die der 
Anleihe-Kommiſſion beachtenswerth. Dieſelbe hat dem vorge⸗ 
legten Geſetzentwurf folgende Faſſung gegeben: : 

§ 1. Die durch den diesjährigen Krieg gegen Oeſter⸗ 
reich und in Deutſchland entſtandenen außerordentlichen Aus⸗ 
gaben werden, vorbehaltlich der Rechnungslegung, hierdurch 
nachträglich genehmigt. 

S 2. Zur Deckung der Ausgaben (8 1), jo wie der 
während der Fortdauer der Kriegsbereitſchaft noch entftehenden 
Koſten der Militär. und Marine eee hat der Finanz ⸗ 
miniſter nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen die 
nöthigen Geldmittel dem Kriegs⸗ und Marineminiſter zu 
überweiſen. a 

§ 3. Dieſe Geldmittel ſind zunächſt aus den Kriegs⸗ 
Kontributionen und Kriegsentſchädigungen, aus den Beſtän⸗ 
den des Staatsſchatzes, ſowie aus den verwendbaren Mitteln 
der Generalſtaatskaſſe zu entnehmen und im Fall des wei⸗ 
teren Bedürfniſſes endlich durch Verwerthung der verfügbaren 
Effekten der Staatskaſſe bereit zu ſtellen. 


§ 4. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, um den Erlös 
der Außenſtände (§ 3) rechtzeitig flüſſig zu machen, verzins⸗ 
liche Schatzanweiſungen längſtens auf ein Jahr lautend bis 
zur Höhe von 30 Millionen Thalern auszugeben. Der 
Erlös dieſer Außenſtände wird zur Zurückziehung reſp. Ein⸗ 
löſung der Schatzanweiſungen verwendet. Die Ausgabe der 
Schatzanweifungen ift durch die Hauptverwaltung der Staats ⸗ 
ſchulden zu bewirken. Ob und in welchem Betrage neue 
Schatzanweiſungen an Stelle der eingelöſten ausgegeben wer⸗ 
den dürfen, bleibt der Beſtimmung des Staatshaushaltsge⸗ 
fees vorbehalten. Die Zinſen der Schatzanweiſungen ver⸗ 
jähren binnen vier Jahren, die verſchriebenen Kapitalsbeträge 
binnen dreißig Jahren nach Eintritt des in jeder Staatsan- 
weiſung ausgedrückten Fälligkeitstermins. 

§ 5. Die zur Verzinſung ſowie zur Einlöſung der 
Schatzanweiſungen erforderlichen Beträge ſind aus den be⸗ 
teiteften Staatseinkünften an die Staatsſchulden - Tilgungs⸗ 
kaſſe abzuführen. 

6. Dem Landtage iſt bei der nächſten Zuſammenkunft 
deſſelben über die Ausführung dieſes Geſetzes unter beſtimm⸗ 
ter Angabe der Höhe der erwachſenen Kriegskoſten und der 
Höhe der eingezogenen, e noch zu erhaltenden 
Kriegskontribution oder Kriegsentſchädigungen Rechenſchaft 
zu geben. Soweit die Ausführung alsdann noch nicht er 
folgt ift, ift die Fortdauer der im § 4 ertheilten Ermächti⸗ 
Hen von einer anderen geſetzlichen Anordnung ab- 

ängig. 

Der Finanzminiſter v. d. Heydt hat dieſen Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf für unannehmbar erklärt, und da ſeine Rede bei den 
ſpäteren Berathungen wohl von Wichtigkeit fein dürfte, jo 
laſſen wir hier den weſentlichen Inhalt nachfolgen. Es ſei 
jetzt an der Zeit, ſagte er, daß die Regierung ſich ausſpreche. 
Der Entwurf der Kommiſſion ſei una nnehmbar, 
die en müſſe ihn mit Entſchiedenheit zu⸗ 
rückweiſen. ir gewähre ihr keine neuen Mittel, da fie 
diejenigen, welche ihr der $. 8. zu geben ſcheine, bereits bes 
ſitze. Abſichtlich ſei nichts über den Staatsſchatz in den 
Entwurf aufgenommen; es wäre das allerdings bedeu⸗ 
tungslos, wenn der Kredit, wie die Regierung ihn in 
Anſpruch nehme, bewilligt wäre. Jetzt wolle man es ihr 
aber unmöglich machen, etwas in den Staatsſchatz hineinzu⸗ 
legen. Die vorhandenen Mittel, auf die man verweiſe, 
reichten nicht aus, um die 108 Mill. Kriegskoſten und den 
weiteren Bedarf für Panzerſchiffe, Befeſtigungen u. ſ. w. zu 
decken. Unerläßlich ſei es, die 27 ½ Mill. in den Staats⸗ 
ſchatz zurückzulegen, von denen 22 Mill. für den Krieg, 5%. 
Mill. für die Regulirung der Grundſteuer verwendet worden. 
Die Regierung ſei berechtigt, Summen, über die kein 
beſonderes Geſetz disponirt habe, wie Kriegskontribu⸗ 
tionen und Kriegsentſchädigungen, zur Füllung des 
Staatsſchatzes zu verwenden. Die politiſche Lage 
mache dieſe Füllung unerläßlich. Die Regierung 
könne eine Weigerung des Kredits nicht hinneh⸗ 
men, ſie müſſe darauf beſtehen, daß er bewilligt 
werde. Sie lege dem Votum dieſer Kommiffion keine Be⸗ 
deutung bei und hoffe, daß die Majorität des Plenums die 
Majorität der Kommiſſion überwinden werde. 


Die Wuchergeſetze. 
„In jenen Zeiten, als man glaubte, ſämmtliche Angelegen- 
heiten des Volkswohles ließen ſich durch Verordnungen 
und Geſetze in beſtimmte Bahnen lenken, als man es für 
Staatsweisheit hielt, wenn das Volk gezwungen war, 
ſich bei ganz beſtimmten Perſonen ſeine Schuhe und ſeine 


* 


Röcke machen zu laſſen, als man dem Volke anzubefehlen 
müſſen glaubte, daß es an ganz beſtimmten Orten ſich ſeinen 
Wohlſtand zu begründen ſuche, und als man durch Ein⸗ 
führung polizeilicher Taxen ſogar den Gewinn des Einzelnen 
für ſeine Arbeiten in beſtimmten Grenzen zu halten ſuchte, 
damals war die Einführung der ſogenannten Wucher⸗ 
geſetze eine nicht dem Geiſte der ganzen Staats⸗ 
einrichtungen widerſprechende Erſcheinung. 

Mit demſelben Rechte, mit welchem der Staat dem 
Fleiſcher und dem Bäcker vorſchrieb, wie hoch er das Produkt 
ſeiner Arbeit verwerthen durfte, konnte der Staat auch für 
den Beſitzer des baaren Geldes eine Schranke aufrichten für 
den Verdienſt, den er aus dieſem Gelde ziehen durfte, ja, ſo 
lange der Arbeiter geſetzlich beſchränkt war in dem Gewinn, 
den ihm ſeine Arbeit brachte, ſchien es ſogar geboten, dafür 
zu ſorgen, daß er ſich im Nothfall auch Geld zu einem Preiſe 
verſchaffen konnte, welcher mit jenem geſetzlich beſchränkten 
Verdienſt in einem angemeſſenen Verhältniß ſtand. 

Aber die Neuzeit hat jene Zuſtände ziemlich vollſtändig 
beſeitigt, die Gewerbefreiheit, wenn auch neuerdings 
wieder beſchränkt, hat doch das Volk von dem Zwange be⸗ 
freit, beſtimmte Sachen bei beſtimmten Perſonen Hufen zu 
müſſen, ſie hat dem Einzelnen die Freiheit gegeben, ſich 
ſein Brod zu erwerben, wie er will, die Freizügigkeit 
geſtattet jedem ſich ſeinen Wohlſtand zu gründen, wo ihm 
die Gelegenheit dazu günſtig ſcheint, die polizei⸗ 
lichen Taxen für einzelne Bedürfniſſe ſind als unnütz und 
den Verkehr hemmend beſeitigt worden; nur noch eine von 
jenen mittelalterlichen Schranken hat ſich bis in die Neuzeit 
erhalten, und die Verſuche, ſie zu zerbrechen, ſie ſcheinen zu 
ſcheitern an den Bemühungen derer, denen ein volles Ver⸗ 
ſtändniß zu fehlen ſcheint für die u der neuen Zeit. 
Es ift dies die Schranke, welche den Geldverkehr Alan. 

Wir haben aus dem Mittelalter die geſetzliche Beſtim⸗ 
mung überkommen, daß es ſtrafbar iſt, bei einem Darlehen 
mehr als 5 Procent zu nehmen: es find dies die ſogenann⸗ 
ten Wuchergeſetze. Wie wenig ſie für die Förderung des 
Verkehrs geeignet find, das haben ſchon vor Jahren ſämmt⸗ 
liche deutſche Regierungen, auch die preußifche, anerkannt, als 
fie durch Einführung des deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches alle ſolche „ für den 
kaufmänniſchen Verkehr aufhoben. an hatte da · 
durch dem Grundſatz Rechnung getragen, daß die Zinſen⸗ 
ahlung weiter nichts iſt als der Preis des Geldes, welcher 
ſich einerſeits nach dem Angebot und Nachfrage richtet, wie 
bei jeder anderen Waare, und welcher andererſeits beſtimmt 


wird durch die Sicherheit, welche der Nachfragende für die 


Erfüllung ſeiner eingegangenen Verpflichtungen bietet. 
Dieſer letztere Umſtand iſt es beſonders, welcher bei der 
Frage wegen Aufhebung oder Beibehaltung der Wuchergeſetze 
ins Gewicht fällt, und wir wollen ſie hier unſern Leſern 
durch ein Beiſpiel erläutern, wie wenig die Beſtrafung des 
ſogenannten Wuchers zu rechtfertigen iſt. Nehmen wir an, 
der marktgängige Preis des Geldes ſei 5pCt. und es lebe 
in einer kene Stadt ein Mann, welcher zu dieſem 
Preiſe an zwanzig Leute je 100 Thaler verborgen will. Zehn 
von dieſen Perſonen befinden ſich in ſolchen Verhältniſſen, daß 
die Rückzahlung der geborgten 100 Thaler ganz ſicher iſt, 
der Verleiher wird al, wenn er ihnen Geld borgt, nach 
Ablauf eines Jahres ſtatt der ihnen geliehenen 1000 Thaler 
im Beſitz von 1050 Thaler ſeien. Anders ſteht es bei den 
noch verbleibenden zehn Perſonen. Ihre Vermögensverhält⸗ 
niſſe find ſo, daß nach jahrelangen Erfahrungen wohl einer 


von ihnen nach Ablauf des Jahres nicht im Stande ſein 
wird, Kapital und Zinſen zurückzuzahlen, ſo daß, wenn auch 
von ihnen nur 5pCt. genommen werden würden, der Dar⸗ 
leiher am Ende des Jahres ſtatt ſeiner 1000 Thaler nur noch 
945 Thaler beſitzen, alſo 105 Thaler verlieren würde. Das 
wäre nun einfach zu vermeiden, wenn der Darleiher demjeni⸗ 
en, welcher nach Ablauf des Jahres nicht mehr zahlen kann, 
Nichts borgt. Aber welcher von den Zehnen iſt dies? Man 
weiß es nicht, und ſoll er nun, um dieſe Gefahr zu vermei⸗ 
den, Niemandem etwas borgen, d. h. ſoll er den anderen 
neun Perſonen die Möglichkeit entziehen, ihren erſchütterten 
Wohlſtand wiederherzuſtellen? Gewiß wäre dies grauſam, und 
um dies nicht thun zu müſſen, ftellte er folgende Rechnung an: 
Ich muß nach einem Jahre für meine 1000 Thlr. 1050 Thlr. 
zurückerhalten, es zahlen aber nur neun Perſonen, ſie zahlen 
an Kapital 900 Thlr. zurück, ich muß alſo die fehlenden 
105 Thlr. auf ſie gleichmäßig vertheilen, alſo laſſe ich mir 
von jedem 11%, % Zinſen zahlen, dann mache ich keinen 
Schaden und habe doch jenen Leuten geholfen. 

Das ift gewiß cine einfache Rechnung, und die neun Per⸗ 
ſonen, welche den hohen Zinsfuß zahlen müſſen, haben ſich 
gewiß nicht zu beklagen. Aber nach den Wuchergeſetzen ift 
das ſtrafbar, und derjenige, welcher ohne einen weſentlichen 
Vortheil ſeinen Mitbürgern hilft, wird mit der härteſten 
Strafe belegt. Man wird geſtehen, daß ein ſolcher Zuſtand 
nicht normal iſt, und jeder, der einmal in der Lage war, in 
Zeiten einer Geldkalamität ſich Geld borgen zu müffen, wird 
ewiß ſchon die Nachtheile dieſes Zuſtandes empfunden haben. 

ir hat zur Folge, daß man entweder gar kein Geld geborgt 
erhält, oder daß man neben den Zinſen und jener in Form 
von Zinſen gezahlten Aſſekuranzprämie auch noch eine Ent⸗ 
ſchädigung zahlen muß für die mögliche Strafe, welche den 
Darleiher trifft. Auf ſolche Weiſe wird das Geld durch die 
Wuchergeſetze natürlich nur noch vertheuert. 

Die Regierung hatte nun die Abſicht, dieſem Zustande 
durch die Verordnung über Aufhebung der Wuchergeſetze 
wenigſtens theilweiſe ein Ende zu machen. Die Abſicht iſt 
an dem Widerſpruch des Herrenhauſes geſcheitert. Daſſelbe 
hat als Maßſtab für das Maximum des Zinsfußes den jedes⸗ 
maligen Zinsfuß der Bank beſtimmt. Da uun aber der 
Zinsfuß der Bank nur für ſichere Darlehen, für welche nur 
der marktgängige Preis des Geldes bezahlt wird, gilt, ſo 
bleibt die Beſchränkung immer noch beſtehen für ſolche Dar⸗ 
lehen, bei welchen wegen ihrer Unſicherheit gleichſam als 
Aſſekuranzprämie ein höherer Zinsfuß bezahlt werden muß. 
Und doch iſt gerade die Freigebung des Zinsfußes für ſolche 
Darlehen das Nothwendige, denn für ſichere Darlehen wird 
der Zinsfuß nur ganz ausnahmsweiſe den Satz von 5 pCt. 
überſteigen. So bleibt alſo für alle diejenigen, welche in be⸗ 
drängter Lage find, aus welcher fie ſich durch ein Darlehen, 
ſelbſt wenn fie etwas mehr als die marktgängigen Zinfen 
zahlen müſſen, möglicherweiſe befreien können, weiter nichts 
übrig, als die Hände in den Schoß zu legen und ihre voll⸗ 
ſtändige Verarmung abzuwarten, wenn ſich nicht ein Geld- 
mann findet, der auf ſchlaue Weiſe das Geſetz umgeht, und 
ihnen dennoch zu hohen Zinſen Geld borgt, wobei ſie natür- 
lich die Umgehung des Geſetzes mit bezahlen müſſen. 

Daß eine ſolche Aufrechterhaltung der mittelalterlichen 
Beſchränkung des Geldverkehrs dem Handel und der Induſtrie 
im neunzehnten Jahrhundert nicht vortheilhaft ſein kann, das 
liegt auf der Hand, und wir hoffen, daß die Gewalt des 
Bedürfniſſes recht bald die beſtehenden Schranken als 
unhaltbar beſeitigen wird. 


. 


Verlag von Alexander Jonas in Berlin. — Druck von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. Lewinſtein in Berlin. 


